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Geier: Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Seen 
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(Nr. 2391.) Geſetz über die Aktiengeſellſchaften. Vom 9. November 1843. 8 


ER . 


Wir Friedrich Wilhelm, von Babes Gnaden, König von... e, 
Preußen ꝛc. ꝛc. — 


verordnen uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe der Aktiengeſellſchaften, auf den Antrag eee EC 
Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats, en = 
raths, fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, was folgt: 5 run. fed, ai, TR, 
§. 1. SV A. . ru. 
Aktiengeſellſchaften mit den im gegenwaͤrtigen Geſetze beſtimmten Rechten I. Allgemeine ‚2 
und Pflichten Finnen nur mit landesherrlicher Genehmigung errichtet werden.  Grundfäge. 25 . 
Der Geſellſchaftsvertrag (das Statut) iſt zur landesherrlichen Beſtaͤti⸗ r 


rr 


gung vorzulegen. Br „ ee, 
$- 2. , 42 | 
Der Geſellſchaftsvertrag iſt gerichtlich oder notariell aufzunehmen oder... we, 1 


zu vollziehen. Derſelbe muß insbeſondere beſtimmen: 
1) die Firma und den Sitz der Geſellſchaft; = 4 


2) den Gegenſtand des Unternehmens und ob daſſelbe auf eine gewiſſe“ * .-, 
Zeitdauer beſchraͤnkt iſt oder nicht; FRE TE , 


3) die Höhe des Grundkapitals, fo wie der einzelnen Aktien, und ob dieſe 
auf jeden Inhaber, oder auf beſtimmte Inhaber geſtellt werden ſollen; 

4) die Grundſaͤtze, nach welchen die Bilanz (§. 24.) aufzunehmen iſt. 

5) die Art der Vertretung und die Formen fuͤr die Legitimation der 
Vertreter; 

6) die Form, in welcher die Zuſammenberufung der Mitglieder erfolgt; 

7) die Art und Weiſe, wie das Stimmrecht von den Mitgliedern aus⸗ 
geuͤbt wird; 

8) die Gegenſtände, uͤber welche ſchon durch einfache Stimmenmehrheit 
oder nur durch eine noch groͤßere Anzahl von Mitgliedern Beſchluß 
gefaßt werden kann; 

Jahrgang 1843. (Nr. 2391.) 54 9) die 


(Ausgegeben zu Berlin den 29. November 1843.) 
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9) die Öffentlichen: Blätter, in welchen die von der Geſellſchaft ausgehen: 
den Bekanntmachungen erfolgen follen. 


| a & 

Der beftätigte Geſellſchaftsvertrag wird durch das Amtsblatt desjenigen 
Regierungsbezirks, in welchem die Geſellſchaft ihren Sitz hat, bekannt gemacht. 

Eine Anzeige von der Beſtaͤtigung des Geſellſchaftsvertrages iſt in die 
Geſetzſammlung aufzunehmen. 
Iſt jedoch der Geſellſchaft die Ausſtellung von Aktien auf jeden Inhaber 
geſtattet, 8 

oder ſind derſelben, uͤber die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
hinaus, beſondere Vorrechte beigelegt worden, 

oder find im Statut die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ab— 

geaͤndert, 

fo muß die vollſtaͤndige Aufnahme des Geſellſchaftsvertrages nicht blos 
in das Amtsblatt, ſondern auch in die Geſetzſammlung erfolgen. 

Die Koſten der Bekanntmachung durch das Amtsblatt traͤgt die Ge⸗ 
fuſhaſt 


ee cu A, le 9 4 b 
1 — uch 5 Jede Veränderung oder Verlängerung des Geſellſchaftsvertrags bedarf 
ö 4 enfalls der landesherrlichen Genehmigung, ſo wie der im S. g. vorgeſchriebenen 
m Bekanntmachung. 

| ein ze 21 als $. 

j 2 2 N Die Aktiengeſellſchaft darf keine in annehmen, welche die Namen 
der Betheiligten ausdruͤckt, ſondern iſt nach dem Gegenſtande, fuͤr welchen ſie 
errichtet worden, zu benennen. 


. 35 Su . ac — 
e $. 6. a 
8 Fr Die Konzeſſion einer Aktiengeſellſchaft kann vom Landesherrn aus übers 
wiegenden Gruͤnden des Gemeinwohls gegen Entſchaͤdigung zuruͤckgenommen 
werden. 
Die Entſchaͤdigung erſtreckt ſich jedoch nur auf den wirklichen . 
nicht auf den entgangenen Gewinn. 
dag Ueber die Hoͤhe der Entſchaͤdigung entſcheidet in ſtreitigen Fallen der 
ichter. 


Macht ſich eine Artengeſelſcaat eines groben Mißbrauchs ihres Privi⸗ 
legiums ſchuldig, fo geht dieſelbe ihres Rechts ohne Entſchaͤdigung verluſtig. 
Die Aufhebung des Rechts kann jedoch in dieſem Falle nur durch Rich- 
terſpruch erfolgen. 
$ 8. 


§. 8. | 
Aktiengeſellſchaften erlangen durch die landesherrliche Genehmigung die 
Eigenſchaft juriſtiſcher Perſonen, und insbeſondere das Recht, Grundſtuͤcke und 
Kapitalien auf ihren Namen zu erwerben und in das Hppothekenbuch eintragen 
zu laſſen. 6 


§. 9. 

Die Aktiengeſellſchaften, welche auf Gewerbe- oder Handelsunternehmun⸗ 
gen gerichtet ſind, haben kaufmaͤnniſche Rechte und Pflichten. 

Uebernehmen ſie Wechſelverbindlichkeiten, ſo iſt gegen ſie zwar der Wech⸗ 
ſelprozeß zuläffig, die Exekution findet jedoch nur in das Vermoͤgen der Geſell⸗ 
ſchaft ſtatt. 

An Orten, wo kaufmaͤnniſche Korporationen beſtehen, ſind ſie denſelben 
beizutreten verpflichtet. | 

$. 10. 

So weit das Statut Über die Rechte und Pflichten der Aktionaire ger 
geneinander keine beſondere Beſtimmungen enthaͤlt, kommen die am Sitz der 
Geſellſchaft geltenden geſetzlichen Vorſchriften uͤber Geſellſchaftsvertraͤge zur An⸗ 
wendung. 


§. 11. 
Wird der Geſellſchaft die Ausſtellung von Aktien auf jeden Inhaber 
geſtattet, ſo darf 
1) die Ausgabe der Aktien vor Einzahlung des ganzen Nominalbetrages 
derſelben nicht erfolgen, und eben ſo wenig duͤrfen uͤber die geleiſteten 
Partial⸗Zahlungen Promeſſen oder Interimsſcheine, welche auf den 
Inhaber lauten, ausgeſtellt werden; f 
2) der Zeichner der Aktie iſt fuͤr die Einzahlung von 40 Prozent des No⸗ 
minalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet; von dieſer Verpflichtung 
kann derſelbe weder durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen 
Dritten ſich befreien, noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden; 
3) ob und unter welchen Maßgaben nach erfolgter Einzahlung von 
40 Prozent die Uebertragung der aus den geleiſteten Zahlungen ent⸗ 
ſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten an einen Dritten zulaͤſſig iſt, 
muß im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt werden. 
$. 12. 


II. Rechtsver⸗ 
hältniß der Ak⸗ 
tiengeſellſchaf⸗ 
ten und der Ak⸗ 
tionaire. 

1. Im Allge⸗ 
meinen. 


2. Aktien auf 
jeden Inhaber. 


Werden die Aktien auf beſtimmte Inhaber ausgeſtellt, fo muß die ge⸗ 3. Artien auf 


naue Bezeichnung derſelben nach Namen, Wohnort und Stand in das Aftien- 
buch der Geſellſchaft eingetragen werden. 

Geht das Eigenthum der Aktie auf einen Andern uͤber, ſo iſt dieſer zur 
Vermerkung in dem Aktienbuche anzumelden. 
r. 2301) 54˙ Im 


beſtimmte In⸗ 
haber. 


Im Verhaͤltniß zu der Geſellſchaft werden nur Diejenigen als die Eigen⸗ 
1 thuͤmer der Aktien angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet find. 


§. 13. n 

So lange der Aktionair den Betrag der Aktie nicht vollſtaͤndig berich⸗ 
tigt hat, wird er durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen Andern von der 
Verbindlichkeit zur Zahlung des Ruͤckſtandes nur dann befreit, wenn die Ger 
ſellſchaft hierzu ihre Einwilligung ertheilt. 

Auch in dieſem Falle bleibt der austretende Aktionair auf Höhe des Ruͤck⸗ 
ſtandes fuͤr alle bis dahin von der Geſellſchaft eingegangene Verbindlichkeiten 
noch auf Ein Jahr, vom Tage des Austritts an gerechnet, ſubſidiariſch verhaftet. 


§. 14. 
a. Gemeinfa- Im Geſellſchaftsvertrage koͤnnen für den Fall der verzoͤgerten Einzahlung 
an des gezeichneten Aktienbetrages oder eines Theils deſſelben Konventionalſtrafen 
en von Aktien ohne Ruͤckſicht auf die ſonſt ſtattfindenden geſetzlichen Einſchraͤnkungen feſtge⸗ 
ſetzt werden. 


$. 15. 
Kein Aktionair iſt ſchuldig, zu den Zwecken der Geſellſchaft und zur Er: 
5 fuͤllung ihrer Verbindlichkeit mehr beizutragen, als den Nominalbetrag der Aktie; 
| er kann aber auch, außer dem Falle der Auflöfung der Geſellſchaft, den einge: 
zahlten Betrag niemals zuruͤckfordern. 


5 8. 16. | 

Der Aktionair tritt für feine Perfon zu den Glaͤubigern der Geſellſchaft 
nicht in das Verhaͤltniß eines Schuldners, ſondern bleibt, ſo weit der Betrag 
der Aktie noch nicht berichtigt iſt, nur Schuldner der Geſellſchaft. 


8 . 

Die Geſellſchaft darf das ſtatutenmaͤßige Grundkapital durch Ruͤckzah⸗ 

lung an die Aftionaire nicht verkleinern. 
Die Stipulation von Zinſen zu beſtimmter Hoͤhe iſt nur fuͤr denjenigen, 
im Statute anzugebenden, Zeitraum zulaͤſſig, welchen die Vorbereitung des Un- 
N ternehmens bis zum Anfange des vollen Betriebes erfordert. Von letzterem 
Zeitpunkte an darf unter die Aktionaire, ſey es in Form von Zinſen oder Di⸗ 
videnden ein Mehreres als nach den Jahresabſchluͤſſen ſich an Ueberſchuß er⸗ 

giebt, nicht vertheilt werden. 


8. 18. mee 
Bei entſtehender Inſolvenz der Geſellſchaft ſind die Aktionaire zur Er⸗ 
ſtattung der früher an fie ausgezahlten Zinſen und Dividenden nicht verbunden. 
$. 19. 
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$. 19. 

Die Geſchaͤfte der Geſellſchaft werden durch einen, nach Vorſchrift des III. Rechte und 
Statuts beſtellten Vorſtand verwaltet, deſſen jedesmalige Mitglieder oͤffentlich Seelen 
bekannt gemacht werden muͤſſen. ($. 2. Nr. 9.) 

f §. 20. 

Die Vorſteher find aus den von ihnen Namens der Geſellſchaft gefuͤhr⸗ 
ten Geſchaͤften und eingegangenen Verbindlichkeiten fuͤr ihre Perſon einem Drit⸗ 
ten nur dann verpflichtet, wenn fie den Beſtimmungen im S. 11. Nr. 1., 
$$. 12., 17., 24., 25., 27. und 29. entgegen handeln. 

§. 21. 

Die Befugniß des Vorſtandes zur Vertretung der Gesa bei ge⸗ 
richtlichen und außergerichtlichen Geſchaͤften, erſtreckt ſich auch auf diejenigen l 
in welchen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. 

8. 22. 
Die Inſinuation der Vorladungen und anderer Zufertigungen an die 
Geſellſchaft ift gültig, auch wenn fie ” an Ein Mitglied des Vorſtandes geſchieht. 
23. 
Eide, Namens der Geſelſcaſt, werden von dem Vorſtande abgeleiſtet 
§. 24. 

Der Vorſtand iſt ſchuldig, die zur Ueberſicht der Vermoͤgenslage erfor: 
derlichen Buͤcher zu fuͤhren, auch in den erſten drei Monaten eines jeden Ge⸗ 
ſchaͤftsjahres eine Bilanz des Geſellſchaftsvermoͤgens zu ziehen, und in ein dazu 
beſtimmtes Buch einzutragen. Die Bilanz iſt der Regierung ace in 
deren Bezirk die Geſellſchaft ihren Sitz hat. 

t $. 25. 

Ergiebt ſich aus der letzten Bilanz, daß ſich das Grundkapital um die 
Hälfte vermindert hat, ſo muß der Vorſtand dies unverzüglich oͤffentlich be⸗ 
kannt machen. | 

Die Regierung muß in dieſem Falle von den Büchern der Geſellſchaft i 
Einſicht nehmen und kann nach Befinden der Umſtaͤnde die Aufloͤſung der Ge⸗ 
ſellſchaft verfuͤgen. 
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§. 26. 

Betraͤgt das Vermoͤgen der Geſellſchaft nach der vorgelegten Bilanz nicht 
mehr ſo viel, daß daſſelbe die Schulden deckt, ſo muß das Gericht, welchem 
die Regierung davon Mittheilung au machen hat, den Konkurs (Falliment) von 
Amtswegen eröffnen. 


Die Bücher der Geſellſchaft fi — 1 Jahre lang aufzubewahren. 
Bei Aufloͤſung der Geſelſchaft ſind die Buͤcher dem Handelsgerichte des 
(Nr, 2391.) 1 Orts 
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Orts oder Bezirks, oder wo beſondere Handelsgerichte nicht beſtehen, dem Ci⸗ 
vilgerichte, welchem die Geſellſchaft unterworfen iſt, zur Aufbewahrung auf die 
Dauer von zehn Jahren zu übergeben. 


§. 28. 

Iv. Aullöſung Durch den Tod einzelner Mitglieder wird die Geſellſchaft nicht aufgeloͤſt; 
PRO auch konnen einzelne Mitglieder nicht auf Theilung anttagen. 

Dagegen hoͤrt die Geſellſchaft auf: 

1) in den Faͤllen der SS. 6. und 7.; 

2) durch Ablauf der ſtatutenmaͤßig beſtimmten Zeit; 

3) durch ſtatutenmaͤßigen Beſchluß der Mitglieder, mit landesherrlicher 

Genehmigung; 
4) durch Verfügung der Regierung im Falle des $. 25.; 
5) durch Eröffnung des Konkurſes (Falliments). 


i $. 29. 
Die bevorſtehende Auflöfung der Geſellſchaft iſt in den Faͤllen des §. 28. 
Nr. 1—4. zu drei verſchiedenen Malen durch die oͤffentlichen Blätter ($. 2. Nr. 9.) 
bekannt zu machen. 

Die Vertheilung des Geſellſchaftsvermöͤgens darf nicht eher vollzogen 
werden, als nach Verlauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, wo 
die Bekanntmachung zum dritten Male erfolgt iſt. 
| Durch dieſe Bekanntmachung muͤſſen zugleich die Glaͤubiger aufgefordert 
5 werden, ſich bei der Geſellſchaft zu melden. Die bekannten Gläubiger find 
. hierzu durch beſondere Erlaſſe aufzufordern. 

Diejenigen Glaͤubiger, welche ſich nicht innerhalb ſechs Monaten melden, 
gehen ihrer Rechte, zu Gunſten der Geſellſchaft, verluſtig. 

Im Falle der Aufloͤſung wegen Inſolvenz (S. 28. Nr. 5.) tritt das Kon⸗ 
kurs⸗(Falliments⸗) Verfahren ein. 


8. 30. 
Auf die bereits beſtehenden Aktiengeſellſchaften findet dieſes Geſetz keine 
Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 9. November 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Beglaubigt: 
K Bornemann. 


Ar. 2392) 


(Nr. 2392) Verordnung wegen des Verkaufs der Früchte auf dem Halme und des künftigen —— 


Zuwachſes. Vom 9. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, König von 
* Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums für diejenigen Landestheile Unſerer Monarchie, in welchen 
das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, mit Ausnahme der Provinz Weſt⸗ 
phalen, fuͤr welche unter dem 22. Mai 1842. eine beſondere Order ergangen iſt, 
was folgt: 

Die Vorſchrift des §. 12. Titel 7. Theil II. des Allgemeinen Landrechts, 
nach welcher es keinem Bauer erlaubt iſt, feine Fruͤchte auf dem Halme 
zu verkaufen, 

ſo wie die Vorſchrift des S. 594. Titel 11. Theil J. des Allgemeinen Landrechts, 
a nach welchem mit gemeinen Landleuten ein Kauf uͤber ihren kuͤnftigen 
Zuwachs nur nach Zahl, Maaß oder Gewicht und nach den zur Zeit 
der Erndte marktgaͤngigen Preiſen geſchloſſen werden darf, 
werden hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 9. November 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2202 — 2598) | (Nr. 2393.) 


Am D77. 


Drum ee human) 3 

dert Ar wre AA E 
Si. Ir Bag 
, CF Ass a, 
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(Nr. 2393.) Verordnung wegen Aufhebung der im Artikel 88. des Rheiniſchen Eivil-Ge- 


ſetzbuchs enthaltenen Beſtimmung über die Vorzeigung der Kinder bei 
Geburtsanzeigen. Vom 9. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, König von 
Preußen ꝛc. x. 


verordnen auf den Antrag Unferes Staats-Miniſteriums und nach Anhoͤrung 
Unſerer getreuen Staͤnde der Rheinprovinz, was ſolgt: 

Die im Artikel 55. des Rheiniſchen Civil-Geſetzbuchs enthaltene Be; 
ſtimmung, 

nach welcher bei Geburtsanzeigen die neugebornen Kinder dem Civil⸗ 

ſtands⸗Beamten vorgezeigt werden ſollen, 
wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 9. November 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh.“ 


Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


a. 


